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1 BFH zur rückwirkenden Anwendung des Erbschaftsteuerrechts 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat Ende März 2026 ein Urteil vom 20.11.2025 zur Zulässigkeit der 

rückwirkenden Anwendung einer gesetzlichen Neuregelung als verfassungsrechtlich zulässig angesehen, 

auch für Schenkungen, die vor der Verkündung des Gesetzes erfolgt sind. 

Worum ging es? Die spätere Klägerin übertrug im Juli 2016 den Anteil an einer Kommanditgesellschaft 

(KG) als Schenkung. Zu diesem Zeitpunkt galt formal noch das alte Erbschaftsteuerrecht, welches das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) für verfassungswidrig erklärt und eine Übergangsfrist eingeräumt 

hatte, damit der Gesetzgeber eine neue, rechtmäßige gesetzliche Regelung schaffen konnte. Kurz nach der 

schenkweisen Übertragung verabschiedete der Gesetzgeber ein neues Erbschaftsteuerrecht rückwirkend 

auf den 1.7.2016. Das Finanzamt wendete dafür das nach dem 1.7.2016, aber vor der Verabschiedung des 

neuen Erbschaftsteuerrechts, geltende neue Recht an. Der Bundesrat hatte im Gesetzgebungsverfahren 

den Vermittlungsausschuss angerufen, weswegen sich die Verabschiedung sowie das Inkrafttreten 

verzögerten. Die spätere Klägerin wollte das alte, für sie günstigere Recht anwenden. Sie vertrat die 

Auffassung, dass eine rückwirkende Anwendung der neuen Vorschriften verfassungswidrig sei, da im 

Hinblick auf die alte Regelung Vertrauensschutz bestehe.  

Der BFH wies die Revision zurück und vertrat die Auffassung, dass die Rückwirkung hier zulässig sei, weil 

kein schutzwürdiges Vertrauen mehr bestanden habe, denn die Neuregelung wirkte auf einen bereits 

abgeschlossenen Sachverhalt zurück. Bereits mit dem Beschluss des Bundestages am 24.6.2016 war klar, 

dass das Recht sich ändern werde, so wie das BVerfG dies aufgegeben habe. Hieran ändert es auch 

nichts, dass der Bundesrat den Vermittlungsausschuss angerufen hat.  

Steuerpflichtige können daher nach einem entsprechenden Urteil des BVerfG und einem weit 

fortgeschrittenen Gesetzgebungsverfahren nicht mehr darauf vertrauen, dass das zu ihren Gunsten noch 

nicht geänderte alte Recht angewendet wird. 

Dies ist genau deshalb von Interesse, weil aktuell wieder eine Entscheidung des BVerfG zum aktuellen 

Erbschaftsteuergesetz erwartet wird. Sofern das Gericht bestimmte Regelungen erneut für 

verfassungswidrig erklärt, kann sich ein Steuerpflichtiger nicht mehr darauf berufen, wenn der Gesetzgeber 

bereits dabei ist, die geforderten Änderungen gesetzlich umzusetzen. 

Mögliche Betroffene sollten sich von uns steuerlich beraten lassen, um zu klären, ob und in welchem 

Umfang sie hiervon tatsächlich betroffen sein könnten. 

2 Altersvorsorgereform verabschiedet 

Bundestag und Bundesrat haben Ende März 2026 das Altersvorsorgereformgesetz verabschiedet bzw. 

diesem zugestimmt. Ab 1.1.2027 soll die private Altersvorsorgereform in Kraft treten. Diese löst die sog. 

Riester-Vorsorge ab. Bestehende Verträge können weiter bespart und Zulagen in Anspruch genommen 

werden. Neuabschlüsse wird es nicht mehr geben, eine automatische Kündigung oder Umwandlung 

ebenfalls nicht. Ein freiwilliger Wechsel ist möglich. 

Das grundsätzliche System der steuerlichen Förderung über Zulagen sowie des Sonderausgabenabzugs der 

Sparbeiträge bis zu bestimmten Beträgen wird erhalten bleiben. Die Besteuerung erfolgt nachgelagert in 

der Auszahlungsphase. Dies hat den Vorteil, dass in der Auszahlungsphase im Rentenalter die Einkünfte oft 

geringer und dann auch mutmaßlich die Steuersätze niedriger sind.  



 

MandantenInfo Mai-Jun 2026 • Seite 3 von 7 

Die zusätzliche private Altersvorsorge soll über ein Altersvorsorgedepot erfolgen und richtet sich gezielt 

auch an Menschen mit keiner bzw. wenig Kapitalmarkterfahrung. Es besteht die Möglichkeit, mit größerem 

Risiko in Aktien, Fonds und ETFs zu investieren, um höhere Renditen erzielen zu können, die so auch 

weniger erfahrenen Bevölkerungsteilen zugänglich werden. Es gibt aber weiterhin die Möglichkeit, 

Garantieprodukte zu erwerben. Anbieten werden die Produkte mit max. 1 % Verwaltungskostenaufschlag 

der private Banken- und Finanzmarkt und ggf. ein neu aufzulegender Staatsfonds. 

Altersvorsorgebeiträge sollen bis zu einem Einzahlungsbetrag in Höhe von 1.800 € jährlich förderfähig sein. 

Die Grundförderung beträgt dann bis zu einer Höhe von 360 € jährlich 50 %, also bis zu 180 €. Für weitere 

jährliche Sparbeiträge pro Beitragsjahr oberhalb von 360 € bis zu 1.800 €, beträgt die Grundförderung 25 

%, also maximal 360 €. Insgesamt kann somit eine jährliche staatliche Förderung als Grundzulage bis zu 

540 € pro Beitragsjahr erfolgen. Maximal können 6.840 € jährlich eingezahlt werden. 

Eltern von Kindern, für die sie Kindergeld beziehen, können eine Kinderzulage auf einen Sparbeitrag bis zu 

300 € jährlich in Höhe von 100 % erhalten, also zusätzlich 300 € Zulage. Wer vor dem 25. Lebensjahr mit 

der Einzahlung beginnt, erhält eine zusätzliche   staatliche Zulage von 200 €. 

Es wird flexiblere Möglichkeiten der Auszahlung geben, vom Rentenplan bis zu einem Auszahlungsplan, der 

bis mindestens zum 85. Lebensjahr kalkuliert sein muss. Ein Wechsel zwischen den unterschiedlichen 

Auszahlungsmodellen soll möglich sein. Die Auszahlung soll in der Regel zwischen dem 65. und 70. 

Lebensjahr beginnen. 

In den Kreis der unmittelbar Berechtigten werden nun auch Selbstständige und Pflichtmitglieder von 

berufsständischen Versorgungseinrichtungen im Angestelltenverhältnis einbezogen. Minijobber, die sich 

von der Rentenversicherung haben befreien lassen, sind ausgeschlossen, ebenso Hausmänner und 

Hausfrauen. Sie können aber als mittelbar Begünstigte Zulagen erhalten, wenn sie mit einer unmittelbar 

begünstigten Person verheiratet sind oder sich in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft befinden. 

3 Endet die kostenfreie Mitversicherung für Ehe- und Lebenspartner in der 

GKV? 

Seit 1985 können Ehe- und eingetragene Lebenspartner sowie deren Kinder bis zum 18. bzw. 25. 

Lebensjahr in Schul- und Berufsausbildung oder Studium unter bestimmten Voraussetzungen bei dem 

sozialversicherungspflichtig beschäftigten Angehörigen in der gesetzlichen Kranken- und 

Pflegeversicherung kostenfrei mitversichert sein. 

Diese Regelung soll offenbar auf Vorschlag der GKV-Kommission für Ehe- und eingetragene Lebenspartner 

durch eine Reform der Familienversicherung in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung künftig 

enden, sofern von dem kostenfrei Mitversicherten nicht Kinder unter 6 Jahren betreut oder Angehörige 

gepflegt werden. 

Es gibt noch keinen Referentenentwurf der Bundesregierung. Der vom Gesundheitsministerium 

veröffentlichte erste Bericht der eingesetzten „FinanzKommission Gesundheit“ vom 30.3.2026 nennt 66 

Reformvorschläge, wovon einer die Abschaffung der kostenfreien Ehegattenmitversicherung beinhaltet. 

Der Vorschlag ist höchst umstritten.  

Von ca. 15,6 Mio. kostenfrei mitversicherten Angehörigen sind ca. 2 – 3 Mio. Erwachsene betroffen. Diese 

dürfen derzeit monatlich nicht mehr als 565 € bzw. 6.780 € jährlich verdienen, im Minijob 603 € monatlich 

bzw. 7.236 €. Darin enthalten sind auch Einkünfte z. B. aus Zinsen, Vermietungseinkünften oder Renten. 

Nicht berücksichtigt werden z. B. Elterngeld, Kindergeld, BAföG oder Wohngeld. Aus Koalitionskreisen soll 

es dem Vernehmen nach heißen, dass die kostenfreie Mitversicherung durch einen monatlichen 

Mindestkrankenversicherungsbeitrag in Höhe von 200 € sowie weitere 25 € Beitrag für die gesetzliche 
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Pflegeversicherung ersetzt werden soll. Somit ergäbe sich eine jährliche Mehrbelastung von 2.700 €. Die 

Höhe der Einkünfte des sozialversicherungspflichtig beschäftigen Partners sollen hierbei offenbar keine 

Rolle spielen. Das Bundesgesundheitsministerium strebt ein Inkrafttreten der Reform ab 2027 an. 

Betroffene sollten sich rechtzeitig steuerlich beraten lassen. Hier wird weiter berichtet, ob die höchst 

umstrittene Aufhebung der kostenfreien Mitversicherung von Ehegatten Gesetz werden wird.  

4 Kindergeld künftig ohne Antrag 

Ab dem Jahr 2027 soll ein weiterer Baustein des Bürokratieabbaus die Auszahlung des Kindergeldes ohne 

Antrag sein. Dies hat das Bundeskabinett beschlossen. Die Umsetzung soll in zwei Stufen erfolgen. 

Zunächst gilt die Neuerung ab Frühjahr 2027 für Familien, die schon Kinder haben und Kindergeld beziehen, 

da die relevanten Daten der Familienkasse bereits vorliegen. 

In einem zweiten Schritt soll ab Ende 2027 auch für das jeweils erste Kind das Kindergeld antragslos 

ausgezahlt werden. Voraussetzung ist, dass mindestens ein Elternteil mit dem Kind im Inland wohnt, von 

diesem Elternteil eine IBAN bekannt ist und mindestens ein Elternteil im Inland arbeitet. Anderenfalls oder 

in Zweifelsfällen bleibt es beim bisherigen Verfahren. 

Das antragslose Kindergeld ersetzt nicht die Prüfung der Anspruchsberechtigung. Diese erfolgt wie bisher 

durch die Familienkasse. Nur die erforderlichen Daten werden anstatt auf Antrag der Eltern per 

Datenaustausch automatisch übermittelt. Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) vergibt für jedes 

neugeborene Kind eine Steuer-ID. Die Geburtsinformation zum Kind erhält das BZSt automatisch vom 

Standesamt, während diese einschließlich der Steuer-ID per Datenaustausch an die Familienkasse 

übermittelt wird. 

5 Keine Geschäftsveräußerung im Ganzen bei Fortsetzung der Tätigkeit 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in zwei Parallelverfahren vom 13.11.2025 jeweils darüber zu befinden, ob 

die Veräußerung von Teilanlagen eines Solarparks an mehrere Erwerber keine Geschäftsveräußerung im 

Ganzen darstellt, wenn der Veräußerer weiterhin der Anlagenbetreiber bleibt und auch den Strom 

weiterhin selbst einspeist und die EEG-Vergütung hierfür erhält. Dann wären die Umsätze aus der 

Veräußerung umsatzsteuerpflichtig. 

So sah es die Finanzverwaltung nach einer Außenprüfung, und zwar in beiden Verfahren. In einem der 

Verfahren wurden zehn Teilanlagen an verschiedene einzelne Erwerber veräußert, in dem weiteren 

Verfahren lediglich fünf. In beiden Verfahren entschied die Finanzverwaltung gleich. Dem schloss sich das 

erstinstanzliche Finanzgericht an, ebenso der BFH. Die Revision wurde zurückgewiesen. Der BFH war der 

Auffassung, dass die stückweise Veräußerung an mehrere Erwerber bei gleichzeitiger Fortsetzung des 

Betriebes durch den Veräußerer keine Veräußerung im Ganzen darstellen könne und daher 

umsatzsteuerpflichtig sei.  

6 Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2026 veröffentlicht 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat den Referentenentwurf zum Jahressteuergesetz 2026 (JStG 

2026) veröffentlicht. Der Entwurf enthält zahlreiche Anpassungen aufgrund von EU-Recht, BFH- und EuGH-

Rechtsprechung sowie Einzelmaßnahmen zum Bürokratieabbau, zur Digitalisierung und zur 

Missbrauchsbekämpfung. 

Bislang erkennbare Schwerpunkte liegen in folgenden Bereichen: 
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• Optionale statt automatische umsatzsteuerliche Organschaft (gilt ab 2029). 

• Grds. gesetzliche Kaufpreisaufteilung bei bebauten Grundstücken auf Grund und Boden einerseits 

sowie Gebäuden andererseits nach dem Verhältnis der Verkehrswerte. Eine abweichende 

Aufteilung kann bei Nachvollziehbarkeit vertraglich vereinbart werden. Anderenfalls soll eine 

Bewertung nach Sachverständigengutachten möglich sein (gilt ab Tag nach Verkündung). 

• Kinderfreibetrag und Ausbildungsfreibetrag werden als Folge der Umsetzung einer EuGH-

Entscheidung künftig für Kinder mit Wohnsitz in EU-/EWR-Staaten ungekürzt gewährt (gilt in allen 

offenen Fällen). 

• Zwecks Klarstellung der BFH-Rechtsprechung wird für die Berechnung der steuerfreien Sonn-, 

Feiertags- und Nachtzuschläge künftig nur steuerpflichtiger laufender Arbeitslohn herangezogen 

(gilt ab 1.1.2027). 

• Zum Zwecke der Quellensteuerentlastung wird die Freigrenze für Kleinhonorare von 250 € auf 500 

€ angehoben, die Freigrenze für das antragslose Freistellungsverfahren steigt von 10.000 € auf 

100.000 € (gilt ab 1.1.2027). 

• Anhebung des Zinssatzes der Vollverzinsung auf 3,6 % p.a. (ab 1.1.2027). 

• Ausweitung der Digitalisierung und elektronischen Kommunikation mit der Finanzverwaltung (ab 

Tag nach der Verkündung). 

• Erweiterte Prüfungs- und Datenzugriffsrechte der Finanzverwaltung (ab Tag nach der Verkündung). 

• Anhebung der Forschungszulage von 15 Mio. € auf 25 Mio. € (rückwirkend ab 1.1.2026). 

• Eine dauerhafte Zuordnung der ersten Tätigkeitsstätte im Inland wird von 48 Monate auf 24 

Monate verkürzt (gilt ab 1.1.2027). 

• Erweiterte Meldepflichten für die elektronische Lohnsteuerbescheinigung und 

Korrekturmöglichkeiten (gültig ab 1.1.2028). 

• Die Fachverbände sind bis zum 12.6.2026 aufgefordert, Stellungnahmen an das BMF abzugeben. 

Über das weitere Verfahren wird berichtet. 

7 Kassennachschau wegen Mängeln in der Kassenführung 

Das Finanzministerium Baden-Württemberg weist in einer Pressemitteilung vom 7.4.2026 darauf hin, dass 

im Rahmen mehrerer Aktionstage in bargeldintensiven Betrieben durch Testkäufe festgestellt wurde, dass 

es u. a. bei der Kassenführung zu Unregelmäßigkeiten gekommen sei. Derartige Aktionstage finden mit 

unterschiedlichen Schwerpunkten regelmäßig statt. 

Den geprüften Betrieben fehlte es an der vorgeschriebenen Absicherung der elektronischen 

Kassensysteme, auch wurde die Belegausgabepflicht missachtet. Darüber hinaus gab es Hinweise auf 

illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit. 

Die Finanzverwaltung ist berechtigt, ohne Vorankündigung sog. Kassen-Nachschauen durchzuführen. Dabei 

erscheinen Betriebsprüfer in den Betrieben und kontrollieren die Kassensysteme sowie die Einhaltung der 

Belegausgabepflicht. Bei größeren Fehlern kann unmittelbar eine Betriebsprüfung eingeleitet werden. Ziel 

der Kassen-Nachschauen ist es, die vollständige Einnahmenerfassung sowie deren korrekte Versteuerung 

sicherzustellen. Betroffene, bei denen eine Kassen-Nachschau in eine Betriebsprüfung übergeleitet wird, 

was der Betriebsprüfer mitteilen muss, sollten unverzüglich telefonisch Kontakt zu mir als ihrem 

Steuerberater aufnehmen. 
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8 Neue Muster für Bescheinigungen der Steuerschuldnerschaft bei 

Bauleistungen und Gebäudereinigung sowie Ansässigkeit im Inland 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 10.4.2026 mit einem neuen Schreiben das Muster 

über die Ansässigkeit im Inland aktualisiert. Das Muster aus dem BMF-Schreiben vom 5.11.2019 ist nicht 

mehr zu verwenden. 

Üblicherweise stellt der die Leistung erbringende Unternehmer eine Rechnung mit ausgewiesener 

Umsatzsteuer aus und führt diese ab. Bei bestimmten Bau- und Gebäudedienstleistungen durch 

Subunternehmer, Lieferungen und Leistungen ausländischer Unternehmen, Edelmetallhandel sowie 

weitere im Umsatzsteuergesetz genannte Leistungen ist jedoch der Leistungsempfänger verpflichtet, die 

Umsatzsteuer zu berechnen und abzuführen. Der leistende Unternehmer weist als Rechnungssteller die 

Umsatzsteuer nicht aus, hat aber auf seine Steuerschuldnerschaft hinzuweisen, sog. Reverse-Charge-

Verfahren. 

Ist für einen Leistungsempfänger unklar, ob der leistende Unternehmer in Deutschland ansässig ist, 

schuldet der Leistungsempfänger nur dann die Umsatzsteuer nicht, wenn der Leistende eine aktuelle 

Bescheinigung des zuständigen Finanzamts nach amtlich vorgeschriebenem Muster vorlegt, aus der sich 

die Ansässigkeit im Inland ergibt. 

Das neue Muster der Finanzverwaltung enthält einige redaktionelle Änderungen, den Wegfall des Feldes 

für das Dienstsiegel und den Hinweis, dass das Schreiben maschinell erstellt und ohne Unterschrift gültig 

ist. Die Gültigkeit der Bescheinigung beträgt höchstens ein Jahr. Sofern absehbar ist, dass die Ansässigkeit 

kürzer besteht, muss die Gültigkeit entsprechend befristet werden. 

Mit weiterem Schreiben vom 10.4.2026 hat das BMF auch das Bescheinigungsmuster vom 6.12.2024 zur 

inländischen Unternehmerschaft über die Erbringung von Bau- und Gebäudereinigungsleistungen als 

Subunternehmer sowie den übrigen genannten Lieferungen und Leistungen ersetzt. Diese Bescheinigung 

hat eine Gültigkeit von höchstens 3 Jahren. Ab sofort dürfen auch hier nur noch die neuen Muster 

verwendet werden, die die gleichen Änderungen enthalten wie die Ansässigkeitsbescheinigung. 

9 Grundsteuer-Bundesmodell – Verfassungsbeschwerde erhoben 

Wir berichteten in den Februar- und Aprilausgaben 2026 über die Entscheidungen des Bundesfinanzhofs 

(BFH) vom 12.11.2025 zur Grundsteuer im Bundesmodell, welche der BFH für verfassungskonform 

erachtet. 

Der Bund der Steuerzahler und der Verband Haus & Grund unterstützen die eingelegte 

Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit des 

Grundsteuer-Bundesmodells. Die Aktenzeichen lauten 1 BvR 472/26 und 1 BvR 551/26. Gegen noch nicht 

rechtskräftige Bescheide kann unter Bezugnahme auf die Aktenzeichen das Ruhen des Verfahrens 

beantragt werden. 

10 Wegfall der 150-Euro-Zollfreigrenze 

In den EU-Mitgliedstaaten wird im Rahmen einer Zollreform zum 1.7.2026 die Zollfreigrenze auch für sog. 

Kleinsendungen bei einem Warenwert bis zu 150 € für Sendungen aus Drittländern in die EU abgeschafft. 

Es wird vorübergehend eine Pauschalabgabe von 3 € je tariflicher Warengruppe pro Sendung eingeführt. 

Die Übergangsregelung ist zeitlich bis zum 30.6.2028 befristet. Ab 1.7.2028 wird die Nutzung einer EU-

Zolldatenplattform eingeführt. Die Pauschale wird dann differenzierter berechnet. 
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Die EU-Zolldatenplattform soll sämtliche E-Commerce-Zolldaten zentral erfassen und einen vollständigen 

Überblick über die Warenbewegungen geben, insbesondere, um die künstliche Aufteilung von Bestellungen 

zum Zwecke der Zollersparnis zu unterbinden. Die Aufhebung der Zollbefreiung soll bestehende 

Wettbewerbsnachteile für europäische E-Commerce-Händler reduzieren, gleiche 

Wettbewerbsbedingungen zwischen dem Online-Handel und dem stationären Handel schaffen und auch 

eine Lenkungsfunktion im Hinblick auf den starken Anstieg der Direktimporte aus Drittländern über Online-

Plattformen haben, insbesondere aus China. 

Für gelegentliche private Geschenksendungen in oder aus dem Drittland von einer Privatperson an einen 

privaten Empfänger bis zu einem Warenwert von 45 € gilt, dass diese zollfrei sind, wenn die Sendung 

tatsächlich einen Geschenkinhalt hat und über den Versanddienstleister als zollfreie Geschenksendung 

angemeldet wird. 

Die Regelungen zur Zollfreiheit bei Reisefreimengen aus dem Drittland bis zu 300 € bzw. 430 € bei Flug- 

und Seereisen werden von der Neuregelung nicht berührt. 

Ab 1.11.2026 wird für Warensendungen außerdem eine zusätzliche Bearbeitungsgebühr eingeführt, deren 

Höhe die EU noch festlegen wird und sich voraussichtlich ebenfalls in einer Größenordnung von 2 – 3 € 

bewegen wird. 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir gerne 

zur Verfügung. 

11 In eigener Sache…  

 

…freue ich mich darauf, dass wir ab September bzw. Oktober wieder unsere jungen Mütter Frau Hajji und 

Frau Cibulski nach ihrer Elternzeit wieder im Team begrüßen können. Die Kinder sind wohlauf und wir 

heißen auch sie im Kreis der „Kanzleibabys“ willkommen. Die Schar wächst! 

Die Hitzewelle und die Cranger Kirmes sind für dieses Jahr vorbei. Hoffen wir auf einen sonnigen Herbst 

mit frischem Wind für Kopf und Gedanken. 

Sie kennen unsere Arbeitszeiten und wir sind alle immer und gerne für Sie da! 

 

 

Christine Hartwig, StBin  


